
 

  

S 27 RA 4415/97-36

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 27 RA 4415/97-36
Datum 09.05.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RA 73/00
Datum 26.01.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 9. Mai
2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU), hilfsweise
wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU), fÃ¼r die Zeit ab 1. Oktober 1996 bzw. ab einem
spÃ¤teren Zeitpunkt.

Der 1942 geborene KlÃ¤ger ist gelernter Flachdrucker. Von 1963 bis 1973 arbeitete
er bei verschiedenen Firmen in seinem Beruf sowie in der Filmmontage am
Leuchttisch. AnschlieÃ�end war er nach einem dreimonatigen
fachkaufmÃ¤nnischen Seminar als AuÃ�endienstvertreter fÃ¼r KopiergerÃ¤te,
spÃ¤ter fÃ¼r FuÃ�matten bzw. Handtuch- und Seifenspender versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Von 1987 bis Juni 1990 arbeitete er als BÃ¼rohilfe, anschlieÃ�end war
er arbeitslos bzw. arbeitsunfÃ¤hig. Bis zum 28. Mai 1993 bezog er Leistungen der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit. Die Zeit von Januar 1984 bis Mai 1993 ist durchweg mit
Pflichtbeitrags- und Anwartschaftserhaltungszeiten belegt; fÃ¼r den Zeitraum
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danach ist dem KlÃ¤ger das Recht auf Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge
eingerÃ¤umt worden. Der KlÃ¤ger, der seit April 1997 anerkannter
Schwerbehinderter â�� zuletzt mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 70
(Bescheid des Versorgungsamtes vom 9. MÃ¤rz 2001) â�� ist, bezieht seit dem 1.
Mai 2002 von der Beklagten eine Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen â��
ohne AbschlÃ¤ge â�� in HÃ¶he von 572,57 Euro monatlich (Bescheid vom 17.
MÃ¤rz 2003).

Ab dem 18. April 1995 befand sich der KlÃ¤ger in Haft. Nach Verurteilung wegen
sexuellen Missbrauchs von Kindern/Schutzbefohlenen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe
von zwei Jahren und sechs Monaten und Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus durch das Landgericht B (Urteil vom 10. Oktober 1995), war er ab dem
28. Dezember 1995 im MaÃ�regelvollzug, aus dem er am 15. Juni 2001 nach
vorangegangenen Lockerungen entlassen worden ist. Bereits im Januar 1988 hatte
er wegen akuter psychischer Schwierigkeiten bei der Beklagten die GewÃ¤hrung
einer Rente wegen EU bzw. BU beantragt, die die Beklagte nach Einholung eines
Gutachtens von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T vom 18. September
1988 durch Bescheid vom 7. Dezember 1988, bestÃ¤tigt durch
Widerspruchsbescheid vom 22. Februar 1989, abgelehnt hatte. Im anschlieÃ�enden
Klageverfahren hatte das Sozialgericht (SG) Berlin (Az.: S 4 An 544/89) die
Behandlungsunterlagen des Sozialpsychiatrischen Dienstes beim Bezirksamt Sch
von B, des Institutes fÃ¼r forensische Psychiatrie der Freien UniversitÃ¤t (FU) B /
UniversitÃ¤tsklinikum R V sowie das im Auftrag des Amtsgerichts T () zur
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des KlÃ¤gers erstellte Gutachten des Arztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie E M vom 25. April 1990 (Diagnose: 1. akzentuierte
unreife PersÃ¶nlichkeitsstruktur mit pÃ¤dophiler Neigung, 2. abnorme
Erlebnisreaktion mit erheblicher psychosomatischer Reaktionsweise, depressive
Verstimmungen sowie latent autoaggressiven Impulsen, anamnestisch Hinweise auf
Magen- und ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼re und Bandscheibenvorfall 1989; aus
forensisch-psychiatrischer Sicht keine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
SteuerungsfÃ¤higkeit bis zur Geburt des Sohnes im November 1985, danach fÃ¼r
einen begrenzten Zeitraum BeeintrÃ¤chtigung der SteuerungsfÃ¤higkeit)
beigezogen. Des Weiteren hatte es SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. K vom 19. Oktober 1989 (vollschichtige
LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r mittelschwere bis leichte kÃ¶rperliche Arbeiten im
Wechsel der Haltungsarten sowie fÃ¼r mittelschwere und einfache geistige
Arbeiten), des Arztes fÃ¼r Innere Medizin und Gastroenterologie Prof. Dr. St vom 2.
Januar 1990 (vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte und
mittelschwere Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten) sowie nach Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) von dem leitenden Oberarzt der Psychiatrischen Klinik
und Poliklinik der FU B Prof. Dr. P vom 24. Februar 1992 (vollschichtige
LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte mittelschwere Arbeiten mit
vorzugsweise wechselnden Haltungsarten sowie fÃ¼r mittelschwere und einfache
geistige TÃ¤tigkeiten, Empfehlung eines Heilverfahrens) eingeholt und durch Urteil
vom 15. Juli 1992 die Klage abgewiesen. Die Berufung des KlÃ¤gers wurde nach
Einholung einer Auskunft des letzten Arbeitgebers, der Fa. C (CBS) GmbH, vom 29.
Januar 1993 mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil des
Landessozialgerichts Berlin -LSG- vom 17. MÃ¤rz 1993, L 6 An 123/92), der KlÃ¤ger
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habe sich vom erlernten Beruf des Offsetdruckers ca. 1973 gelÃ¶st. Die spÃ¤tere
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in der von ihm mitgegrÃ¼ndeten Firma CBS GmbH, bei der
er in der BuchfÃ¼hrung und im Wareneinkauf gearbeitet, GeschÃ¤ftsreisen
unternommen, VertrÃ¤ge abgeschlossen und die gesamten Kunden betreut habe,
rechtfertige eine Zuordnung zum Beruf des "KaufmÃ¤nnischen Angestellten" mit
einer beruflichen Ausbildung bis zu zwei Jahren. Demzufolge sei der KlÃ¤ger auf die
darunter liegende Gruppe der Ã¼brigen, weniger qualifizierten, Angestellten
verweisbar. Insoweit liege nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen des
erstinstanzlichen Verfahrens noch eine vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit vor.

In der Folgezeit hatte die Beklagte dem KlÃ¤ger eine medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme in der D-Klinik B K vom 19. Januar bis zum 16. Februar
1994 bewilligt, aus der er arbeitsfÃ¤hig mit vier Schonungstagen (vollschichtige
LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als BÃ¼rohilfe bei Vermeidung
Ã¼bermÃ¤Ã�iger Stressbelastung) entlassen worden war.

Am 29. Oktober 1996 beantragte der KlÃ¤ger erneut Rente wegen EU bzw. BU unter
Hinweis auf eine seit 1987 bestehende schwere psychosomatische Erkrankung
nebst Bandscheibenvorfall. Die Beklagte zog den Entlassungsbericht der D-Klinik
vom 14. MÃ¤rz 1994 sowie eine psychiatrische Stellungnahme zur Fortdauer der
Unterbringung nach Â§ 67e Strafgesetzbuch vom 30. November 1996 bei und
veranlasste eine Untersuchung des KlÃ¤gers durch die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie â�� Psychotherapie â�� Dr. Sch. Diese stellte in ihrem Gutachten
vom 14. Februar 1997 eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sowie rezidivierende
Lumboischialgien wechselnder Seite bei 1990 nachgewiesenem medialen
Bandscheibenvorfall in HÃ¶he L4/L5 ohne Wurzelkompressionssymptomatik fest
und hielt den KlÃ¤ger fÃ¼r seine letzte berufliche TÃ¤tigkeit als Vertreter /
BÃ¼rohilfe noch vollschichtig einsatzfÃ¤hig. Nach Einholung einer Stellungnahme
des beratenden Arztes Dr. F vom 26. Februar 1997 lehnte die Beklagte die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen BU bzw. EU mit der BegrÃ¼ndung ab, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne noch vollschichtig in seinem bisherigen Berufsbereich sowie auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in
wechselnden Haltungsarten unter Vermeidung von Heben und Tragen von Lasten
oder Zwangshaltungen verrichten (Bescheid vom 14. April 1997).

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch: Er habe nicht beabsichtigt, eine Rente
auf Dauer zu beantragen, sondern nur fÃ¼r den Zeitraum in welchem er einer
ErwerbstÃ¤tigkeit krankheitsbedingt nicht nachgehen kÃ¶nne. Auf Grund seiner
psychischen Erkrankung, wegen der er gerichtlich verfÃ¼gt untergebracht sei,
kÃ¶nne er einer ErwerbstÃ¤tigkeit nicht nachgehen. Auch kÃ¶nne er ohne
entsprechende berufliche RehabilitationsmaÃ�nahmen, wie z.B. einer
Computerschulung, den zeitgemÃ¤Ã�en Anforderungen an eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit
nicht mehr gerecht werden. Krankheitsbedingt sei er nunmehr seit 10 Jahren nicht
mehr in der Lage, zumindest die halbe Arbeitsleistung zu erbringen. Nach Einholung
einer Stellungnahme des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K vom 24. Juni
1997 wies die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheid vom 26. August 1997).
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Mit seiner Klage vor dem SG Berlin hat der KlÃ¤ger sein Rentenbegehren weiter
verfolgt: Sein erneuter Antrag auf Rente berÃ¼cksichtige die Fehlentwicklung der
letzten Jahre und die Verschlimmerung seiner Lebenssituation. Insbesondere habe
die von ihm gewÃ¼nschte Psychotherapie im MaÃ�regelvollzug nicht zu einer
Besserung oder Stabilisierung gefÃ¼hrt, sondern seine psychische Befindlichkeit
habe sich durch die Hospitalisierung verschlechtert. Auch habe sich bei einer im
Dezember 1997 durchgefÃ¼hrten Computertomographie der LendenwirbelsÃ¤ule
ein neuer groÃ�er Bandscheibenvorfall bei L4/L5 sowie ein kleiner bei L5/S1 gezeigt.
Im Ã�brigen mÃ¼sse vom Eintritt des Leistungsfalls der EU bereits im Zeitpunkt der
Stellung des Antrages auf GewÃ¤hrung einer medizinischen
RehabilitationsmaÃ�nahme ausgegangen werden, da die KurmaÃ�nahme keine
Verbesserung seiner LeistungsfÃ¤higkeit erbracht habe.

Durch Urteil vom 9. Mai 2000 hat das SG die Klage abgewiesen: Der KlÃ¤ger sei als
angelernter Angestellter anzusehen und noch in der Lage, TÃ¤tigkeiten, wie sie in
der VergÃ¼tungsgruppe IX b des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT)
beschrieben wÃ¼rden, vollschichtig zu verrichten. Dies ergebe sich zur
Ã�berzeugung der Kammer insbesondere aus den beigezogenen medizinischen
Unterlagen aus dem vorangegangenen Rentenstreitverfahren L 6 An 122/92 sowie
den Ermittlungsergebnissen des Verwaltungsverfahrens. Danach habe sich der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers seit dem Urteil des LSG vom 17. MÃ¤rz 1993
nicht in einer rentenrechtlich erheblichen Weise nachteilig geÃ¤ndert. Der Vollzug
der freiheitsentziehenden MaÃ�regel selbst stelle keine Krankheit oder Behinderung
dar. Hinsichtlich der fÃ¼r November 1998 angegebenen Verschlimmerung seines
bekannten Bandscheibenvorfalles sei festzustellen, dass fÃ¼r einen zu diesem
Zeitpunkt eingetretenen Versicherungsfall es zumindest an den besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fehle. Im Ã�brigen sei in allen bisher
erfolgten psychiatrischen Begutachtungen das Vorliegen einer Schizophrenie nicht
bestÃ¤tigt worden.

Mit seiner Berufung rÃ¼gt der KlÃ¤ger, das SG habe insbesondere die
Auswirkungen der PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung auf die LeistungsfÃ¤higkeit im
Erwerbsleben unzureichend gewÃ¼rdigt. Zudem habe sich sein Gesundheitszustand
verschlechtert, da mittlerweile eine deutliche GangstÃ¶rung verbunden mit einer
schmerzbedingten BewegungseinschrÃ¤nkung vorliege. Zum Nachweis legt der
KlÃ¤ger einen fÃ¼r das Versorgungsamt ausgestellten Befundbericht des
Krankenhaus des MaÃ�regelvollzuges B vom 5. Februar 2001 nebst
Untersuchungsbefunden des Krankenhaus R Ã�rtlicher Bereich H-Krankenhaus vom
25. Januar 2001, 11. Dezember 1998 und 16. Dezember 1998 vor. Bei der Firma
CBS GmbH sei er nie Gesellschafter gewesen, sondern dort von 1986 bis zur
KÃ¼ndigung am 30. Juni 1990 als Angestellter tÃ¤tig gewesen. Im
MaÃ�regelvollzug habe er zwecks Aufbau einer kontrollierbaren Tagesstruktur ab
1999 stundenweise bei der Firma CBS GmbH wieder arbeiten dÃ¼rfen und tue dies
auch heute noch mit 2-3 Stunden tÃ¤glich (HilfstÃ¤tigkeiten wie Schriftverkehr
sortieren, Touren legen, Annahme von Telefonaten und deren Weiterleitung,
kleinere Putz- und AufrÃ¤umarbeiten, BotengÃ¤nge, falls erforderlich auch
Lieferfahrten und Kundenbesuche, kleinere WareneinkÃ¤ufe). DafÃ¼r erhalte er
schon seit der Zeit des Sozialhilfebezuges 145,- DM bzw. 74,14 Euro monatlich zur
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Deckung des Mehraufwandes.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 9. Mai 2000 sowie den Bescheid vom 14.
April 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. August 1997
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm eine Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, ab dem 1. Oktober 1996
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den KlÃ¤ger nach wie vor weder fÃ¼r berufs- noch fÃ¼r erwerbsunfÃ¤hig
und sieht sich hierin durch das Ergebnis der weiteren medizinischen Ermittlungen
bestÃ¤tigt.

Der Senat hat die Schwerbehindertenakte des KlÃ¤gers (Gutachten der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie G vom 7. Februar 1997, des Facharztes fÃ¼r
Neurochirurgie Dr. T vom 25. Juli 1998, Stellungnahme nach Aktenlage der Ã�rztin
fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie Dr. M vom 21. Februar 2001) beigezogen. Des
Weiteren sind die medizinischen Unterlagen des arbeitsamtsÃ¤rztlichen Dienstes
(u.a. Gutachten des Facharztes fÃ¼r Chirurgie D vom 15. Dezember 2000:
vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte Arbeiten in Ã¼berwiegend sitzender
und gehender, zeitweise in stehender Haltung mit gewissen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen), des Krankenhauses des MaÃ�regelvollzugs (internistisch-
orthopÃ¤dische Untersuchungsergebnisse von 1996 bis 2001) sowie aus dem
Vollstreckungsheft der Staatsanwaltschaft (Stellungnahmen des Krankenhaus des
MaÃ�regelvollzugs zur Fortdauer der Unterbringung vom 30. November 1996, 19.
November 1997, 20. Juli 2000 und 26. Februar 2001) und das fÃ¼r das Landgericht
B erstellte forensisch-sexualmedizinische Gutachten von Prof. Dr. Dr. B vom 30. Mai
2000 in Kopie zur Akte genommen worden.

Der Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. B hat im Auftrag des Senats am 3. Juli 2003
ein medizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten erstattet. Hierin hat er nach
Untersuchung des KlÃ¤gers am 24. und 26. Juni 2003 als bestehende Krankheiten
bzw. Gebrechen festgestellt:

â�� schmerzhafte FunktionseinbuÃ�e der LWS und Restparese des linken FuÃ�es
nach BandscheibenvorfÃ¤llen â�� stabilisiertes MagengeschwÃ¼rsleiden, Reizdarm
â�� psychosomatische kardiopulmonale StÃ¶rungen ohne EinschrÃ¤nkung der
kÃ¶rperlichen Belastbarkeit â�� PersÃ¶nlichkeits- und VerhaltensstÃ¶rung,
StÃ¶rung der SexualprÃ¤ferenz (Ich-syntone-HomopÃ¤dophilie), reaktive
Depression.

Die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Erwerbsleben hat der SachverstÃ¤ndige als
noch vollschichtig zumindest fÃ¼r leichte, gelegentlich selbst mittelschwere
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Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten eingeschÃ¤tzt. Vermieden werden sollten
Zwangshaltungen, TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, lÃ¤ngere Wegstrecken
sowie hÃ¤ufiges Stehen und TÃ¤tigkeiten unter stÃ¤rkerem Zeitdruck. Die
Belastbarkeit der Arme/HÃ¤nde sowie der Beine/FÃ¼Ã�e sei ansonsten nicht
nennenswert gemindert, ebenso wenig die Fingergeschicklichkeit. Auch kÃ¶nne der
KlÃ¤ger durchaus in festgelegtem Arbeitsrhythmus, an langsam laufenden
Maschinen sowie in FrÃ¼h- und SpÃ¤tschicht arbeiten. Die festgestellten Leiden
wÃ¼rden sich nicht auf die AusÃ¼bung von geistig mittelschweren Arbeiten,
welche der Ausbildung und dem beruflichen Werdegang des KlÃ¤gers entsprechen
wÃ¼rden, auswirken. Besonderheiten auf dem Weg zur Arbeitsstelle seien nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Die genannten EinschrÃ¤nkungen wÃ¼rden im Wesentlichen
schon seit 1988 bestehen. Zwar hÃ¤tten eine phasenweise Verschlechterung der
reaktiven Depression sowie eine lumbale Beschwerdezunahme infolge der
BandscheibenvorfÃ¤lle lÃ¤ngere, zeitlich befristete ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten
nachvollziehbar begrÃ¼ndet, jedoch habe zu keinem Zeitpunkt ein dauerhaft
aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen vorgelegen.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist von dem
Facharzt fÃ¼r psychotherapeutische Medizin â�� Psychoanalyse und Direktor des
Instituts fÃ¼r Sexualwissenschaft und Sexualmedizin der Freien und Humboldt-
UniversitÃ¤t zu Berlin, Prof. Dr. Dr. B, ein sexualmedizinisches Gutachten vom 30.
September 2004 eingeholt worden. Der SachverstÃ¤ndige hat den KlÃ¤ger unter
Mitwirkung des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. Pauls am 13. Juli und 27.
September 2004 exploriert sowie die vorliegenden medizinischen Unterlagen
ausgewertet. Er ist zu dem Ergebnis gekommen, dass beim KlÃ¤ger eine
PersÃ¶nlichkeits- und VerhaltensstÃ¶rung, StÃ¶rung der SexualprÃ¤ferenz und
reaktive Depression vorliege. Die im Gutachten von Dr. Bandmann genannte
Diagnose "ich-syntone HomopÃ¤dophilie" kÃ¶nne nicht geteilt werden, da der
KlÃ¤ger die PÃ¤dophilie und die damit verbundene sexuelle Impulsdynamik (mit
allen Konsequenzen) gerade nicht als zu sich gehÃ¶rig akzeptieren kÃ¶nne, sondern
in einen lebenslangen Kampf um die innere und Ã¤uÃ�ere Rechtfertigung seiner
speziellen Neigung verstrickt sei. Aus sexualmedizinischer Sicht mÃ¼sse davon
ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger in groÃ�em Umfang psychische Energien
auf die inadÃ¤quate und verharmlosende, letztlich krankheitsverleugnende
Umgangsweise mit seiner HomopÃ¤dophilie verwende. Diese
Ã�berforderungssituation bzw. die Konfliktspannung, die ihren Abfluss in
psychosomatischen Erkrankungen haben kÃ¶nne, sei daher im Kontakt mit Jungen
im PrÃ¤ferenzalter bzw. in der geschilderten (eigenwilligen Fehl-)Bearbeitung seiner
Sexualproblematik wesentlich grÃ¶Ã�er als im Zusammenhang mit der AusÃ¼bung
von beruflichen Angelegenheiten â�� selbstverstÃ¤ndlich nur dann, wenn ihn letzter
nicht in Kontakt mit Jungen im PrÃ¤ferenzalter bringe. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch
vollschichtig zumindest leichte, gelegentlich selbst mittelschwere Arbeiten im
Wechsel der Haltungsarten verrichten. Hinsichtlich der qualitativen
EinschrÃ¤nkungen sowie der sonstigen Beurteilung werde den AusfÃ¼hrungen von
Dr. B gefolgt. Auch wÃ¼rden sich die festgestellten Leiden nicht auf die AusÃ¼bung
von geistig mittelschweren Arbeiten auswirken, welche der Ausbildung und dem
beruflichen Werdegang des KlÃ¤gers entsprÃ¤chen. Weitere qualitative
EinschrÃ¤nkungen auf geistig-psychischen Gebiet seien nicht gegeben.
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Hierzu hat der KlÃ¤ger zunÃ¤chst beantragt, ein weiteres
entwicklungspsychologisches Gutachten durch den Dipl.-Psychologen M M. G vom
BÃ¼ro fÃ¼r Forensik, Prognostik und Entwicklung psychologischer Intervention
(F.P.E.) in F einzuholen. Des weiteren hat er das Gutachten von Prof. Dr. B als
verharmlosend bzgl. seiner ErwerbsfÃ¤higkeit gerÃ¼gt. So werde die
traumatisierende Wirkung der Unterbringung im MaÃ�regelvollzug wie auch die
bestehende Depression und ihre Auswirkungen auf die LeistungsfÃ¤higkeit
unterschÃ¤tzt. Dem Leistungsdruck eines vollschichtigen ArbeitsverhÃ¤ltnisses sei
er nicht gewachsen. Die in 2003 erfolgte Berentung habe zu einer psychischen
Stabilisierung gefÃ¼hrt. Nach dem der Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung
anberaumt und im Vorfeld dem KlÃ¤ger mitgeteilt worden war, dass von Amts
wegen keine weiteren Ermittlungen beabsichtigt seien, hat der KlÃ¤ger am 12.
Januar 2005 eine undatierte kritische Stellungnahme des Dipl.-Psychologen M M.
Gzu dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Prof. Dr. B vorgelegt. Hierin wird
gerÃ¼gt, dass Prof. Dr. B zur KlÃ¤rung des augenblicklichen Funktionsstatus keine
aktuellen Testungen zur Quantifizierung der BeeintrÃ¤chtigungen, z.Bsp. des
psychosozialen Funktionsniveaus, in standardisierten Verfahren vorgenommen
habe. Vielmehr werde die Beurteilung u.a. auf diagnostische Erhebungen aus der
entfernten "Vorzeit" gestÃ¼tzt, so dass jede Form der Progredienz praktisch
ausgeschlossen worden sei. Auch habe Prof. Dr. B sich nicht hinreichend mit der
Alternativhypothese auseinandergesetzt, dass Arbeitsbelastungen die Symptomatik
des Patienten verschlimmern kÃ¶nnten, zumal Menschen mit pÃ¤dophiler
Veranlagung derzeit in den Medien und auch am Arbeitsplatz massive Feindseligkeit
entgegengebracht werde.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤ger des Weiteren die Einholung eines
Gutachtens von Amts wegen von dem Dipl.-Psych. G, hilfsweise einer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme von Prof. Dr. B, beantragt.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den gesamten
Inhalt der Gerichtsakte (3 BÃ¤nde) sowie der Verfahrensakte S 4 An 544/89 bzw. L 6
An 123/92 (2 BÃ¤nde), der Verwaltungsakten der Beklagten (2 BÃ¤nde) und der
Schwerbehindertenakte des KlÃ¤gers, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist
zulÃ¤ssig (Â§ 143 SGG), jedoch unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch
auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU) bzw.
BerufsunfÃ¤higkeit (BU) ab dem 1. Oktober 1996. Denn es ist bis November 2000
(bzw. Ende des Jahres 2000) weder der Versicherungsfall der EU noch der der BU
eingetreten. Nur wenn dies der Fall gewesen wÃ¤re, hÃ¤tte dem KlÃ¤ger ein
Rentenanspruch wegen EU bzw. BU nach den diese Rentenarten regelnden
Vorschriften der Â§Â§ 44, 43 des Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VI)
in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung (a.F.) unter
BerÃ¼cksichtigung seines lange vor dem 31. MÃ¤rz 2001 gestellten
Rentenantrages nach Â§ 300 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 und Â§ 99 Abs. 1 SGB VI zustehen
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kÃ¶nnen.

Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI a.F. sind berufsunfÃ¤hig Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Dabei umfasst der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von
Versicherten zu beurteilen ist, nach Satz 2 der genannten Vorschrift alle
TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten â�� objektiv â�� entsprechen
und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung
sowie ihres bisherigen Berufes und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit â�� subjektiv â�� zugemutet werden kÃ¶nnen. Zugemutet werden
kÃ¶nnen den Versicherten insoweit alle von ihnen nach ihren gesundheitlichen
KrÃ¤ften und ihren beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten ausfÃ¼hrbaren, d.h.
auch "berufsfremde" TÃ¤tigkeiten, die nach ihren in Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI a.F.
aufgefÃ¼hrten Merkmalen dem bisherigen Beruf des betroffenen Versicherten
qualitativ nicht zu fern stehen (vgl. z.B. Bundessozialgericht -BSG- zur
gleichlautenden frÃ¼heren Regelung Â§ 1246 Abs. 2 Reichsversicherungsordnung
-RVO- bzw. Â§ 23 Abs. 2 Angestelltenversicherungsgesetz -AVG- in SozR 2200 Â§
1246 RVO Nr.137). Dies bedeutet, dass das Gesetz dem Versicherten einen
Anspruch auf Rente wegen BU nicht schon dann einrÃ¤umt, wenn er seinen
"bisherigen Beruf" aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr auszuÃ¼ben in der
Lage ist. Vielmehr verlangt das Gesetz von dem Versicherten, dass er einen
"zumutbaren" beruflichen Abstieg in Kauf nimmt und sich vor Inanspruchnahme
einer Rente mit einer geringerwertigen ErwerbstÃ¤tigkeit begnÃ¼gt (so stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG, z.B. in SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nr. 1 m.w.N.). Zur
Bestimmung der insoweit zumutbaren VerweisungstÃ¤tigkeit hat die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung ein Mehrstufenschema entwickelt, welches die
Angestelltenberufe in verschiedene "Leitberufe" untergliedert, nÃ¤mlich diejenige
des "unausgebildeten Angestellten", des Angestellten mit einer Ausbildung bis zu
zwei Jahren, des Angestellten mit einer noch lÃ¤ngeren Ausbildung (durchschnittlich
drei Jahre) sowie des Angestellten hoher beruflicher QualitÃ¤t, die regelmÃ¤Ã�ig
eine akademische oder vergleichbare Qualifikation voraussetzt, und der deswegen
regelmÃ¤Ã�ig ein Bruttoarbeitsentgelt oberhalb, an oder in der NÃ¤he unterhalb
der Beitragsbemessungsgrenze erzielt (vgl. BSG in SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nrn. 1
und 2, SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nrn. 107 und 126). GrundsÃ¤tzlich darf der
Versicherte lediglich auf TÃ¤tigkeiten der jeweils niedrigeren Gruppe verwiesen
werden, soweit sie ihn weder nach seinem beruflichen KÃ¶nnen und Wissen noch
hinsichtlich seiner gesundheitlichen KrÃ¤fte Ã¼berfordern (vgl. BSG in SozR 2200 
Â§ 1246 RVO Nrn. 107 und 126). Mit der Bezugnahme auf den Beruf des
Versicherten ist zugleich gesagt, dass nicht auf die gegebenenfalls spezifischen
Anforderungen des letzten Arbeitsplatzes abzustellen ist (soweit diese nicht eine
besondere qualitative Wertigkeit der beruflichen TÃ¤tigkeiten bedingen, die zu
einer von den Ausbildungsvoraussetzungen abweichenden Ansiedlung im
Mehrstufenschema Anlass geben kann). Ausgangspunkt fÃ¼r die Frage nach der
noch zumutbaren TÃ¤tigkeit sind vielmehr die Anforderungen, die berufstypisch
gestellt werden.
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ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e (bzw. ab 1. Juli 1997 610,-
DM, ab 1. Juli 1998 620,- DM und ab 1. Juli 1999 630,- DM) Ã¼bersteigt (vgl. Â§ 44
Abs. 2 Satz 1 Halbs. 1 SGB VI a.F.). ErwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt oder eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben
kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44 Abs.
2 Satz 2 SGB VI a.F.).

Unter Zugrundelegung dieser Kriterien ist der KlÃ¤ger schon nicht berufsunfÃ¤hig.

FÃ¼r die PrÃ¼fung der BU ist danach zunÃ¤chst der "bisherige Beruf" zu
bestimmen, der in aller Regel die letzte, nicht nur vorÃ¼bergehend vollwertig
ausgeÃ¼bte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit ist (vgl. BSG in
SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nr. 126). Zutreffend hat das SG nicht auf den
ursprÃ¼nglich erlernten Beruf des Flach- oder Offsetdruckers, von dem der KlÃ¤ger
sich bereits 1973 gelÃ¶st hatte, abgestellt, sondern auf die zuletzt ausgeÃ¼bten
kaufmÃ¤nnischen TÃ¤tigkeiten (Vertreter fÃ¼r FuÃ�matten bzw. Handtuch- und
Seifenspender) bzw. BÃ¼rotÃ¤tigkeiten (BÃ¼rohilfe von 1987 bis Juni 1990).
Hierbei handelt es sich um angelernte TÃ¤tigkeiten, d.h. eines Angestellten mit
einer bis zu zweijÃ¤hrigen Ausbildung, denn die Aufnahme der VertretertÃ¤tigkeit
setzte nur den zuvorigen Besuch eines dreimonatigen fachkaufmÃ¤nnischen
Seminars voraus. Die durch das Seminar wie auch die im Rahmen der TÃ¤tigkeit als
Vertreter fÃ¼r FuÃ�matten, Handtuch- und Seifenspender erworbenen Kenntnisse
waren offensichtlich die Grundlage fÃ¼r die bei der Fa. C ausgeÃ¼bte
AngestelltentÃ¤tigkeit. Demzufolge kann der KlÃ¤ger auf BÃ¼rohilfsarbeiten, die er
bereits seit 1999 mit zunehmender Stundenzahl bei dem frÃ¼heren Arbeitgeber
wieder ausÃ¼bt, wie auch auf die in der VergÃ¼tungsgruppe IX b des
Bundesangestelltentarifvertrages (BAT) beschriebenen TÃ¤tigkeiten verwiesen
werden. Bei den der VergÃ¼tungsgruppe IX b des BAT zugeordneten
BÃ¼rotÃ¤tigkeiten handelt es sich nicht um PrimitivtÃ¤tigkeiten, wie der Vergleich
zu der niedrigeren VergÃ¼tungsgruppe X zeigt.

FÃ¼r die zuvorgenannten BÃ¼rohilfsarbeiten war der KlÃ¤ger in dem hier
maÃ�geblichen Zeitraum von September 1996 (in diesem Monat muss der
Versicherungsfall der EU bzw. BU vorliegen, um die begehrte Rentenzahlung ab
Oktober 1996 herbeizufÃ¼hren) bis Ende 2000 auch vollschichtig leistungsfÃ¤hig.
Denn bei ihm bestand eine vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r geistig
mittelschwere und (zumindest) kÃ¶rperlich leichte Arbeiten im Sitzen und Gehen
bzw. im Wechsel der Haltungsarten. Auch wird den beim KlÃ¤ger bestehenden
qualitativen EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit (keine TÃ¤tigkeiten unter
stÃ¤rkerem Zeitdruck sowie auf Leitern und GerÃ¼sten, keine lÃ¤ngere
Wegstrecken und hÃ¤ufigeres Stehen) bei BÃ¼rohilfstÃ¤tigkeiten, die
Ã¼berwiegend im Sitzen und mit der MÃ¶glichkeit zum Wechsel der Haltung
auszufÃ¼hren sind, Rechnung getragen. Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des
Senats aus dem Gesamtergebnis (Â§ 128 SGG) des Verfahrens, insbesondere dem
Gutachten von Dr. B vom 3. Juli 2003, dem von der Beklagten eingeholten
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Gutachten der NervenÃ¤rztin Dr. S vom 14. Februar 1997, dem vom Arbeitsamt
Berlin SÃ¼dwest eingeholten Gutachten des Chirurgen D vom 15. Dezember 2000
sowie den beigezogenen medizinischen Unterlagen. Der SachverstÃ¤ndige Dr. B hat
sich in seinem Gutachten ausfÃ¼hrlich mit den vom KlÃ¤ger geltend gemachten
Erkrankungen auf internistischem, orthopÃ¤dischem und neurologisch-
psychiatrischem Gebiet auseinandergesetzt und insbesondere die Vielzahl der im
Laufe der Jahre ergangenen Gutachten und Befunde gerade auch auf neurologisch-
psychiatrischem Gebiet gewÃ¼rdigt. Einer leichten (vollschichtigen)
BÃ¼rotÃ¤tigkeit sah sich der KlÃ¤ger â�� nach seiner Schilderung einer erfolglosen
Bewerbung bei der BfA im Jahr 1999 (im Rahmen des Freigangs) sowie seinen
weiteren Angaben gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen â�� bei der Untersuchung
durch Dr. Bandmann noch durchaus gewachsen. Ebenso ist in den Berichten des
MaÃ�regelvollzuges ab 1998 eine Arbeitsaufnahme fÃ¼r wÃ¼nschenswert gehalten
worden, ohne das Bedenken zur gesundheitlichen LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
geÃ¤uÃ�ert worden sind. Soweit Dr. Bandmann fÃ¼r die Vergangenheit lÃ¤ngere
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen einer phasenweise stÃ¤rkeren AusprÃ¤gung
der Depression fÃ¼r mÃ¶glich gehalten hat, nimmt er auf die erste Zeit der Haft
bzw. Unterbringung im MaÃ�regelvollzug (im Jahre 1995) und die Schilderungen des
KlÃ¤gers Ã¼ber dessen Befindlichkeit in jener Zeit Bezug. Eine dauerhafte
quantitative EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r den hier
maÃ�geblichen Zeitraum ab September 1996 konnte bereits von der Gutachterin
Dr. S nicht festgestellt werden, die den KlÃ¤ger Ende Januar 1997 untersucht hatte.
Bei der Untersuchung durch Dr. S zeigte sich die Stimmung des KlÃ¤gers als nicht
depressiv, im Vordergrund stand eine appellativ-klagsame Komponente. Auf
Nachfragen reagierte der KlÃ¤ger schnell dysphorisch gereizt. Der Antrieb und die
affektive ModulationsfÃ¤higkeit erwiesen sich als unauffÃ¤llig. Der KlÃ¤ger war
wach und orientiert, es bestand kein Anhalt fÃ¼r mnestische StÃ¶rungen. Er zeigte
keine AuffÃ¤lligkeiten bzgl. Aufmerksamkeit, Konzentration, der Vigilanz und des
GedÃ¤chtnisses. Auch das auf Antrag nach Â§ 109 SGG eingeholte
sexualmedizinische Gutachten von Prof. Dr. B vom30. September 2004 hat fÃ¼r
den KlÃ¤ger kein gÃ¼nstigeres Ergebnis erbracht. Zwar hat Prof. Dr. bzgl. der
HomopÃ¤dophilie des KlÃ¤gers eine anders formulierte Diagnose gestellt, der
Beurteilung des beim KlÃ¤ger bestehenden RestleistungsvermÃ¶gens durch Dr. hat
er sich jedoch im vollen Umfang angeschlossen, sofern die ErwerbstÃ¤tigkeit keinen
Umgang mit Jungen im PrÃ¤ferenzalter des KlÃ¤gers fordert. Letzteres ist bei
BÃ¼rohilfstÃ¤tigkeiten nicht die Regel, sondern die Ausnahme.

Bei dieser Sachlage sah sich der Senat nicht zu weiteren Ermittlungen von Amts
wegen, so wie vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragt, gedrÃ¤ngt.
Der Sachverhalt ist bezogen auf den allein entscheidungserheblichen Zeitraum bis
zum Ende des Jahres 2000 umfassend aufgeklÃ¤rt. Einer â�� wie in der vorgelegten
Stellungnahme des Dipl.-Psych. G geforderten â�� aktuellen Funktionsdiagnostik
und damit der Einholung eines weiteren Gutachtens durch den Dipl.-Psych. G bedarf
es schon deshalb nicht, weil zur Beurteilung des Sachverhaltes nicht die heutigen
VerhÃ¤ltnisse sondern der gesundheitliche Status des KlÃ¤gers bis Ende des Jahres
2000 maÃ�geblich sind. Sowohl Dr. B als auch Prof. Dr. Bhaben sich daher zu Recht
mit den "alten" medizinischen Unterlagen und Befunden auseinandergesetzt.
Ebensowenig bestand AnlaÃ�, Prof. Dr. B ergÃ¤nzend zur kritischen Stellungnahme
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des Dipl.-Psych. G zu hÃ¶ren. So ist weder seinem Gutachten noch dem von Dr. zu
entnehmen, dass die SachverstÃ¤ndigen die Frage einer mÃ¶glichen
Verschlechterung der psychischen Belastbarkeit des KlÃ¤gers durch AusÃ¼bung
einer ErwerbstÃ¤tigkeit in ihrer Beurteilung nicht berÃ¼cksichtigt hÃ¤tten. Im
Ã�brigen ist darauf hin zu weisen, dass dem Dipl.-Psych. Goffensichtlich weder die
weiteren neurologisch-psychiatrischen Gutachten und Befunde (aus dem Renten-
und dem Schwerbehindertenverfahren, dem MaÃ�regelvollzug etc.) vorgelegen
haben, noch ihm die Tatsache des Altersrentenbezuges des KlÃ¤gers seit dem Jahre
2002 bekannt gewesen ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, sie folgt der Entscheidung in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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